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10. Tagung der III. Landessynode 
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
vom 19. bis 22. November 2025 in Erfurt                         Drucksachen-Nr. 8.4/1 
 

 

 

Sechstes Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrstellengesetzes 
 

Vom ## 

 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 

Nummer 2, Artikel 80 Absatz 1 Nummer 6 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 

(Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183), zuletzt geändert durch 

Kirchengesetz vom 23. November 2024 (ABl. S. 132), das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

 

Artikel 1 

Änderung des Pfarrstellengesetzes 

 

Das Kirchengesetz über die Errichtung und Besetzung von Pfarrstellen in der Evangelischen Kirche 

in Mitteldeutschland (Pfarrstellengesetz – PfStG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 

2017 (ABl. S. 2), zuletzt geändert am 23. November 2024 (ABl. S. 133) wird wie folgt geändert: 

 

1. In § 1 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „mit allgemeinem kirchlichen Auftrag“ durch die Wörter 

„mit übergemeindlichem Auftrag“ ersetzt. 

 

 

2. § 2 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

 

„Ist der räumliche Dienstbereich mehreren kooperativ zusammenwirkenden Gemeindepfarrstellen 

zugeordnet, sind darüber hinaus inhaltliche Festlegungen des Dienstes zu beschreiben.“ 

 

b) Nach Satz 4 werden folgende Sätze 5 bis 7 angefügt: 

 

„Gehört zu einer Pfarrstelle die Mitgliedschaft in mehr als drei Gemeindekirchenräten, kann der 

Kreiskirchenrat im Einvernehmen mit dem Pfarrstelleninhaber festlegen, dass er nur bestimmten 

Gemeindekirchenräten als Mitglied angehört. Die Pflicht zur Beanstandung von Beschlüssen gemäß 

Artikel 28 Absatz 7 Kirchenverfassung EKM besteht davon unabhängig für alle zugeordneten 

Kirchengemeinden. Um dieser Pflicht nachkommen zu können, ist der Pfarrstelleninhaber innerhalb einer 

Woche über die Beschlüsse der Gemeindekirchenräte zu informieren, denen er nicht als Mitglied 

angehört.“ 

 

 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
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b) Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt geändert: 

 

Der erste Halbsatz wird durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

 

„Bewerbungsberechtigt sind Pfarrer und ordinierte Gemeindepädagogen,“ 

 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

 

d) Absatz 4 wird Absatz 2 und wie folgt geändert: 

 

Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

 

„Vereinbarungen mit anderen Landeskirchen über einen gemeinsamen Bewerbungsraum bleiben 

unberührt.“ 

 

e) Absatz 5 wird Absatz 3 und wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „,insbesondere wenn sie miteinander in einer Ehe oder eingetragenen 

Lebenspartnerschaft verbunden sind,“ gestrichen. 

 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „der Ehe- oder Lebenspartner“ durch das Wort „Pfarrer“ ersetzt. 

 

 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 4 werden die Wörter „Das Besetzungsrecht liegt beim Landeskirchenamt“ durch die Wörter 

„Das Landeskirchenamt kann das Besetzungsrecht beanspruchen“ ersetzt. 

 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefügt: 

 

„(7) Liegt das Besetzungsrecht beim Landeskirchenamt, kann das Landeskirchenamt von einer 

Besetzung absehen und einen stellengebundenen Auftrag erteilen.“ 

 

c) Absatz 7 wird Absatz 8. 

 

 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Absätze 1 und 2 werden Absätze 1 bis 6 und wird wie folgt neu gefasst: 

 

„(1) Eine unbesetzte oder frei gewordene Gemeindepfarrstelle ist zu besetzen, es sei denn, dass der 

Kreiskirchenrat eine Wiederbesetzung durch Beschluss aussetzt.  

 

(2) Wahlgremium sind die beteiligten Gemeindekirchenräte oder eine vom Kreiskirchenrat eingesetzte 

Wahlkommission. 
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(3) Der Kreiskirchenrat kann, wenn der Pfarrstelle mehr als eine Kirchengemeinde zugeordnet ist, eine 

Wahlkommission bilden, die die Aufgaben der beteiligten Gemeindekirchenräte wahrnimmt. Der 

Superintendent informiert die Gemeindekirchenräte über den Beschluss. 

 

(4) Über die Zusammensetzung der Wahlkommission entscheidet der Kreiskirchenrat unter 

Berücksichtigung der Gemeindegliederzahlen der Kirchengemeinden oder Kirchengemeindeverbände 

durch Beschluss. Hierbei erhält jeder beteiligter Gemeindekirchenrat mindestens einen Sitz in der 

Kommission. Die Kommission besteht aus mindestens fünf Mitgliedern. 

 

(5) Zur Bildung der Wahlkommission entsendet der Gemeindekirchenrat aus seiner Mitte einen oder 

mehrere Kirchenälteste und bestimmt jeweils einen Stellvertreter. Die Wahlkommission ist 

beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Gemeindekirchenräte des Pfarrbereichs vertreten sind.“ 

 

b) Absatz 3 wird Absatz 6 und in Satz 1 wie folgt geändert: 

 

Die Wörter „Der Gemeindekirchenrat“ werden durch die Wörter „Das Wahlgremium“ ersetzt und nach den 

Wörtern „des Superintendenten“ werden die Wörter „oder eines seiner Stellvertreter“ eingefügt. 

 

c) Absatz 4 wird Absatz 7 und wie folgt geändert: 

 

Die Wörter „den Beschluss über die Freigabe mit dem Antrag des Gemeindekirchenrates“ werden durch 

die Wörter „den Ausschreibungstext“ ersetzt. 

 

d) Absatz 5 wird Absatz 8. 

 

 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert. 

 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Zur Besetzung freigegebene“ durch das Wort „Unbesetzte“ ersetzt. 

 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„Veröffentlichungen von Ausschreibungen auf anderen Plattformen sind nur mit einem Verweis auf die 

landeskirchliche Website zulässig.“ 

 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Nummer 2 wird das Wort „Gemeindekirchenrat“ durch das Wort „Wahlgremium“ ersetzt. 

 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Gemeindekirchenrates“ durch das Wort „Wahlgremiums“ ersetzt. 

 

 

7. § 8 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Gemeindekirchenrates“ durch das Wort „Wahlgremiums“ ersetzt. 
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b) In Absatz 2 wird das Wort „Gemeindekirchenrat“ durch das Wort „Wahlgremium“ ersetzt. 

 

 

8. § 9 wird wie folgt geändert: 

 

In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „Gemeindekirchenrat“ durch das Wort „Wahlgremium“ ersetzt. 

 

 

9. § 10 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 und Absatz 2 wird das Wort „Gemeindekirchenrat“ jeweils durch das Wort „Wahlgremium“ 

ersetzt. 

 

b) In Absatz 3 wird das Wort „Gemeindekirchenrates“ durch das Wort „Wahlgremiums“ ersetzt. 

 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Gemeindekirchenrat“ durch das Wort „Wahlgremium“ ersetzt. 

 

bb) Satz 2 erhält unter Anfügung von Satz 3 folgende Fassung: 

 

„Hierzu sind, sofern eine Wahlkommission gebildet wurde, die Mitglieder der der Pfarrstelle zugeordneten 

Gemeindekirchenräte einzuladen. Die Möglichkeit zur Einladung weiterer Personen, insbesondere der im 

Pfarrbereich entgeltlich und ehrenamtlich tätigen Mitarbeitenden, ist davon unbenommen.“ 

 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Gemeindekirchenrat“ durch das Wort „Wahlgremium“ ersetzt. 

 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„Dieser Beschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Mitglieder des 

Wahlgremiums.“ 

 

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

 

„Kommt es zu keinem Beschluss, entscheidet der Kreiskirchenrat abschließend über den 

Wahlvorschlag.“ 

 

dd) Satz 3 (alt) wird aufgehoben. 

 

 

10. § 11 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Gemeindekirchenrat“ durch das Wort „Wahlgremium“ ersetzt. 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Gemeindekirchenrat“ durch das Wort „Wahlgremium“ ersetzt. 

 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

 

c) Absatz 3 Satz 2 und 3 wird aufgehoben. 

 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

 

„(4) Die Wahl erfolgt mittels Stimmzettel in geheimer Abstimmung. Gewählt ist, wer die Mehrheit von 

zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Mitglieder des Wahlgremiums auf sich vereint.“ 

 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Stimmenzahl“ die Wörter „und tritt keiner der Vorgeschlagenen 

zurück,“ eingefügt. 

 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

 

„Stehen danach noch zwei Kandidaten zur Wahl, scheidet nach zwei weiteren Wahlgängen der nächste 

Kandidat nach Satz 2 aus.  

 

cc) In Satz 4 werden nach dem Wort „Steht“ die Wörter „in einem Wahlgang“ eingefügt und das Wort 

„zweiten“ durch das Wort „folgenden“ ersetzt. 

 

f) In Absatz 8 wird das Wort „Gemeindekirchenrates“ durch das Wort „Wahlgremiums“ ersetzt. 

 

 

11. § 14 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 2 wird das Wort „Gemeindekirchenrat“ durch das Wort „Wahlgremium“ ersetzt. 

 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 4 Absatz 5 Satz 1“ durch die Angabe „§ 4 Absatz 3 Satz 1“ ersetzt und 

werden die Wörter „beziehungsweise gegen einen der Ehepartner“ gestrichen. 

 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 4 Absatz 5 Satz 2“ durch die Angabe „§ 4 Absatz 3 Satz 2“ ersetzt.  

 

 

12. § 16 wird wie folgt geändert: 

 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

 

„(2) Für die Dauer der Übertragung einer Pfarrstelle an ordinierte Gemeindepädagogen erwerben diese 

die Dienstbezeichnung „Pfarrerin“ beziehungsweise „Pfarrer“. 
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b) Absatz 2 wird Absatz 3. 

 

 

13. § 17 erhält folgende Fassung: 

 

„Bilden die beteiligten Gemeindekirchenräte das Wahlgremium, muss jeder der beteiligten 

Gemeindekirchenräte gemäß Artikel 28 Absatz 2 Kirchenverfassung EKM für sich beschlussfähig sein. 

Im Falle der Bildung einer Wahlkommission ist diese beschlussfähig, wenn zwei Drittel der entsandten 

Vertreter anwesend sind.“ 

 

 

14. § 18 wird wie folgt geändert: 

 

In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „jedes“ gestrichen. 

 

 

15. Der Unterabschnitt 4 wird aufgehoben. 

 

 

Artikel 2 

Bekanntmachungserlaubnis 

 

Das Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland kann den Wortlaut des 

Pfarrstellengesetzes in der vom 1. Januar 2026 an geltenden Fassung im Amtsblatt der Evangelischen 

Kirche in Mitteldeutschland bekannt machen. 

 

 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 

 

 

Erfurt, den ..... 2025 

(4720-01) 

 

 

 

Die Landessynode 

der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 

 

 

 

Friedrich Kramer  Dieter Lomberg 

Landesbischof  Präses       
 


